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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Öffentliche Finanzen

Rückblick über die 51. Legislatur: Öffentliche Finanzen

Autorin: Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Im Bereich der öffentlichen Finanzen wird die 51. Legislatur insbesondere aufgrund der
hohen entstandenen Defizite in den Bundesfinanzen in Erinnerung bleiben. So führten
die Massnahmen gegen die Corona-Pandemie und gegen ihre wirtschaftlichen und
sozialen Folgen in den Jahren 2020 und 2021 zu Rekorddefiziten von CHF 15.8 Mrd.
respektive CHF 12.2 Mrd., und im Jahr 2022 fiel nochmals ein Defizit von CHF 4.3 Mrd.
an. In der Folge verlängerte das Parlament unter anderem die Abbaufrist für diese
Schulden, wodurch er sich erhoffte, auf grosse Sparprogramme in der kommenden
Legislatur verzichten zu können. Dennoch schlug der Bundesrat für 2025 ein
sogenanntes «Entlastungspaket» vor, um andere bereits gesprochene oder geplante
Ausgabenerhöhungen abzufedern, etwa bei den Armeeausgaben, den Ausgaben für den
Klimaschutz oder bei der familienergänzenden Kinderbetreuung. 

Im Fokus standen in diesem Themenbereich ansonsten insbesondere die
Unternehmenssteuern, namentlich das OECD/G20-Projekt zur Einführung einer
Mindestbesteuerung für die Unternehmen. Nachdem schon länger über das Projekt
diskutiert worden war, wurde dieses im Juni 2021 konkret: Zukünftig sollen
Unternehmen, deren Muttergesellschaften in den am Projekt teilnehmenden Sitzstaaten
nicht zu mindestens 15 Prozent besteuert werden, in anderen teilnehmenden Staaten
um die entsprechende Differenz höher besteuert werden können. Um einen Abfluss der
Steuergelder ins Ausland zu verhindern, erarbeitete der Bundesrat eine
Verfassungsänderung zur Umsetzung dieser OECD-Mindestbesteuerung, die noch
während der Legislatur von der Stimmbevölkerung mit 78 Prozent Ja-Stimmen
gutgeheissen wurde.

Wie in der vorangegangenen Legislatur blieb aber auch die Besteuerung der
natürlichen Personen Thema: Gleich zu Beginn der Legislatur wies der Nationalrat den
bundesrätlichen Vorschlag für eine «ausgewogene Paar- und Familienbesteuerung» an
die Regierung zurück, da dieser den gesellschaftlichen Entwicklungen nicht genügend
Rechnung trage. In der Folge wurden die Anstrengungen zur Einführung einer
Individualbesteuerung intensiviert, etwa durch eine entsprechende Forderung in der
Legislaturplanung 2019–2023. Im Mai 2022 präsentierte der Bundesrat schliesslich
erste Eckwerte für eine spätere Botschaft. Die Einführung der Individualbesteuerung
forderte auch eine Volksinitiative, die 2022 zustande kam, sowie thematisch ähnliche
parlamentarische Vorstösse.

Üblicherweise diskutiert das Parlament im Themenbereich der öffentlichen Finanzen
am ausführlichsten über die jährlichen Voranschläge, also über das Bundesbudget. Dies
ist insofern naheliegend, als es (fast) nie um höhere Beträge geht als in den jeweils in
der Wintersession diskutierten Voranschläge. Tatsächlich finden sich auch in der
aktuellen Legislatur die Bundesbudgets der Jahre 2023, 2022, 2021 und 2020 auf den
vorderen Rängen der am intensivsten diskutierten Geschäfte in diesem
Themenbereich. Im Voranschlag 2023 plante der Bundesrat beispielsweise Einnahmen
und Ausgaben in der Höhe von CHF 80.3 Mrd. respektive CHF 76.6 Mrd. Am meisten
finanzpolitische Redezeit widmete das Parlament in dieser Legislatur jedoch dem
Nachtrag I zum Voranschlag 2023, bei dem es insbesondere um zwei
Verpflichtungskredite in der Höhe von CHF 109 Mrd. im Rahmen der Übernahme der CS
durch die UBS ging. Nach langwierigen Debatten lehnte der Nationalrat eine
nachträgliche Bestätigung der von der FinDel bereits bevorschussten Kredite ab –
jedoch wohl ohne rechtliche Konsequenzen, da der Bundesrat nach der
Bevorschussung bereits rechtlich bindende Verträge eingegangen war und die UBS die
Sicherheiten noch im Sommer 2023 ungenutzt kündigte.

Zu den Jahresrückblicken:
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